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Satzung  

über die Erhebung von Abgaben 
für die zentrale Abwasserbeseitigung  

der Gemeinde Hadenfeld 
vom 01. Juli 2010 

 
(Beitrags- und Gebührensatzung/Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung) 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2 ,6 ,8, 9 
und 9 a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein und der §§ 
1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 01. Juli 2010 folgende 
Satzung erlassen: 
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I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung 
  
 § 1 
 Öffentliche Einrichtung 
  
(1) Die Gemeinde betreibt zentrale öffentliche Einrichtungen für die 

Schmutzwasserbeseitigung nach Maßgabe des § 4 ihrer Satzung über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

  
(2) Die Gemeinde betreibt eine weitere öffentliche Einrichtung für die Beseitigung 

des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in geschlossenen 
Gruben anfallenden Abwassers nach Maßgabe von § 4 ihrer Satzung über die 
Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung – AAS) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

  
§ 2 

Abgabenerhebung 
  
(1) Die Gemeinde erhebt Beiträge für die Herstellung der zentralen öffentlichen 

Abwasserbeseitigungseinrichtungen. Die Erschließung von Grundstücken in 
neuen Baugebieten (räumliche Erweiterung der Abwasserbeseitigungsanlagen) 
sowie die Herstellung zusätzlicher Grundstücksanschlüsse gelten als 
Herstellung zentraler öffentlicher Abwasserbeseitigungseinrichtungen. 

  
(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und Umbau zentraler öffentlicher 

Abwasserbeseitigungsanlagen wird von der Gemeinde ggf. in einer besonderen 
Satzung geregelt. 

 
(3) Die Gemeinde erhebt für die Vorhaltung und Inanspruchnahme ihrer öffentlichen 

Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung Gebühren. 
 

§ 3 
Kostenerstattungen 

 
Die Gemeinde fordert Kostenerstattungen bzw. Aufwendungsersatz für zusätzliche 
Grundstücksanschlüsse nach Maßgabe der Allgemeinen Abwasserbeseiti-
gungssatzung (§ 25). Soweit Grundstücksanschlüsse nach ihrer Herstellung in die 
öffentlichen Einrichtungen einbezogen werden, gilt dies nur für die Herstellung von 
zusätzlichen Grundstücksanschlüssen. 
 
 
II. Abschnitt: Beiträge für die zentrale Abwasserbeseitigung 
  
 § 4 
 Grundsätze der Beitragserhebung 
  
(1) Die Gemeinde erhebt einmalige Beiträge für die zentrale öffentliche Einrichtung 

der Schmutzwasserbeseitigung. 
 
(2) Für Grundstücksanschlüsse einerseits und die übrigen Anlagen zur 

Schmutzwasserbeseitigung andererseits werden Beiträge erhoben. Für die 
Ermittlung und Erhebung des Beitrags für die Grundstücksanschlüsse gelten die 
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Bestimmungen dieser Satzung, insbesondere die Maßstabsregelungen, 
entsprechend. 

 
(3) Beiträge werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Möglichkeit 

der Inanspruchnahme entstehen. 
 
 § 5 
 Beitragsfähige Aufwendungen 
  
(1) Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der 

Gemeinde für die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung nach der 
Allgemeinen Abwasserbeseitigungssatzung. Aufwendungen für Anlagen Dritter 
(Baukostenzuschüsse) sind beitragsfähig, wenn die Gemeinde durch sie 
dauerhafte Nutzungsrechte an Abwasseranlagen erworben hat. 

 
(2) Bei der Berechnung der Beitragssätze sind Zuschüsse sowie die durch spezielle 

Deckungsmittel auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen. 
 
(3) Der nicht durch Beiträge, Zuschüsse oder auf andere Weise unmittelbar 

gedeckte Teil der Investitionsaufwendungen wird ausschließlich durch 
Abschreibungen und Zinsen im Rahmen der Abwassergebühr finanziert. 

 
 § 6 
 Beitragsmaßstab und Beitragssatz 
  
(1) Der Anschlussbeitrag errechnet sich  
 a) nach der Zahl der an den einzelnen Anschluss anzuschließenden oder 

angeschlossenen selbstständigen Wohneinheiten entsprechend Absatz 2. 
 b) bei gewerblich genutzten oder nutzbaren Räumen und Grundstücken nach 

der gewerblichen Nutzungsfläche entsprechend Absatz 3. 
  
(2) Der Anschlussbeitrag beträgt für jede auf dem Grundstück vorhandene 

selbstständige Wohneinheit mit einer Wohnfläche  
 bis zu 70 qm       767,00 € 
 von über 70 qm bis zu 100 qm   1.023,00 € 
 von über 100 qm bis zu 130 qm   1.279,00 € 
 von über 130 qm bis zu 160 qm   1.534,00 € 
 von über 160 qm    1.790,00 € 
  
 Bei unbebauten Wohngrundstücken gilt las Wohnfläche die mit 0,7 vervielfachte 

zulässige Geschossfläche nach Maßgabe des Bebauungsplanes. Übersteigt die 
hiernach ermittelte Wohnfläche 150 qm, so werden jede angefangenen weiteren 
150 qm Wohnfläche als zusätzliche Wohneinheit bewertet. Wenn ein 
Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält, gilt als zulässige Geschossfläche die Geschossfläche, die sich nach der 
Eigenart des Baugebietes und dem Durchschnitt der in der näheren Umgebung 
vorhandenen Bebauung ergibt. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend. 

  
(3) Der Anschlussbeitrag beträgt für gewerbliche Nutzflächen auf dem Grundstück 

je angefangene 70 qm Nutzfläche 767,00 €. 
 Bei nichtbebauten gewerblichen Nutzflächen gilt als Nutzfläche die mit 0,7 

vervielfachte zulässige Geschossfläche nach Maßgabe des Bebauungsplanes. 
Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen 
nicht enthält, gilt als zulässige Geschossfläche die Geschossfläche, die sich 
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nach der Eigenart des Baugebietes und dem Durchschnitt der in der näheren 
Umgebung vorhandenen Bebauung ergibt. Für Grundstücke, deren zulässiges 
Maß der baulichen Nutzung durch eine Baumassenzahl festgesetzt worden ist, 
beträgt die Geschossflächenzahl ¼ der Baumassenzahl. 

  
(4) Bei der Ermittlung der anrechenbaren Wohnflächen nach Absatz 2 ist die zweite 

Berechnungsverordnung des Bundes in der jeweils geltenden Fassung, jedoch 
ohne dass ein Abzug zulässig ist, entsprechend anzuwenden. Als gewerbliche 
Nutzfläche im Sinne von Absatz 3 gelten Räume, die beruflichen, betrieblichen 
oder gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind und nicht gleichzeitig 
Wohnzwecken dienen. Flächen von Werkstätten und Lagerräumen ohne 
Wasseranschluss bleiben unberücksichtigt.  

  
(5) Räume, die von öffentlichen Einrichtungen (Behörden, Kirchen, Schulen usw.), 

privaten Vereinigungen sowie freiberuflichen Tätigen (Ärzte, Rechtsanwälte, 
Architekten, Künstler, usw.) nicht für Wohnzwecke benutzt werden, sind wie 
gewerblich genutzte Räume zu behandeln. Zelt- und Campingplätze sind wie 
gewerblich genutzte Grundstücke zu behandeln, wobei je angefangene 15 
Zelteinheiten einer angefangenen gewerblichen Nutzfläche von 75 qm 
gleichstehen. Die Zahl der Zelteinheiten bestimmt sich nach der aufgrund der 
Zeltverordnung des Landes erteilten Erlaubnis. 

  
(6) Beim Zusammentreffen mehrerer Kriterien nach Absatz 1 Buchstabe a und b 

bzw. Abs. 5 auf einem Grundstück ist getrennt zu veranlagen. 
 

§ 7 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides Eigentümerin 
oder Eigentümer des Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich 
Berechtigte oder Berechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind 
Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum 
sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
 

§ 8 
Entstehung der Beitragspflicht 

  
(1) Der Beitragsanspruch für den ersten und zusätzliche Grundstücksanschlüsse 

entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des jeweiligen 
Grundstücksanschlusses. Der Beitragsanspruch für die übrigen Anlagen der 
Schmutzwasserbeseitigung entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der 
jeweiligen zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage vor dem 
Grundstück einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses bei 
Anliegergrundstücken bis zum zu entwässernden Grundstück, bei 
Hinterliegergrundstücken bis zur Grenze des trennenden oder vermittelnden 
Grundstücks mit der Straße, in der die Leitung verlegt ist. Soweit ein 
Beitragsanspruch nach den Sätzen 1 und 2 noch nicht entstanden ist, entsteht 
er spätestens mit dem tatsächlichem Anschluss. 

  
(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, 

frühestens jedoch mit der Genehmigung des Anschlusses nach der Allgemeinen 
Abwasserbeseitigungssatzung. 
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§ 9 
Vorauszahlungen 

 
Auf Beiträge können bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen 
gefordert werden, sobald mit der Ausführung einer Maßnahme begonnen wird. § 10 
gilt entsprechend. 
 

§ 10 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bei der Erhebung von Vorauszahlungen können 
längere Fristen eingeräumt werden. 
 

§ 11 
Ablösung 

 
Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch 
Vertrag zwischen dem Beitragspflichtigen und der Gemeinde in Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Anspruches abgelöst werden. Für die Berechnung des 
Ablösebetrages gelten die Bestimmungen dieser Satzung. 
 
 
  
III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Abwasserbeseitigung 
 

§ 12 
Grundsätze der Gebührenerhebung 

 
(1) Für die Vorhaltung und Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen 

Abwasserbeseitigungseinrichtungen und für die nach § 9 
Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden 
Abwassergebühren nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben. 

 
(2) Abwassergebühren werden für das Vorhalten der jederzeitigen 

Leistungsbereitschaft für die Grundstücke, die an die öffentlichen zentralen 
Abwasseranlagen angeschlossen sind und in die öffentlichen zentralen 
Abwasserbeseitigungsanlagen einleiten oder in diese entwässern, erhoben. 

 
(3) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen 

der Gemeinde auch laufende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren 
die Gemeinde sich zur Abwasserbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus 
Baukostenzuschüssen für Anlagen Dritter (§ 5 Abs. 1 Satz 2) und 
Abschreibungen für der Gemeinde unentgeltlich übertragene 
Abwasserbeseitigungsanlagen, insbesondere aufgrund von 
Erschließungsverträgen, ein. Der Wert von unentgeltlich übergebenen 
Abwasseranlagen gilt für die Zinsberechnung als aus beitragsähnlichen 
Entgelten finanziert. 

 
§ 13 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
 

(1) Die Grundgebühr wird nach der Zahl der Wohn- und Gewerbeeinheiten gem. § 6 
Abs. 2 und 3 auf dem Grundstück festgesetzt. Sie beträgt pro Einheit 8,00 € 
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monatlich. 
  
(2) Die Zusatzgebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das      

unmittelbar der Abwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der 
Kubikmeter Abwasser. 
Als Abwassermenge gilt die dem Grundstück aus öffentlichen und privaten 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte Wassermenge abzüglich der 
nachgewiesenen auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermenge, soweit der Abzug nicht nach Absatz 3 ausgeschlossen ist. Der 
Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermenge obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. 
Die dem Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wassermesser 
ermittelt. Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Versorgungsanlage gilt die 
für die Erhebung des Wassergeldes zu Grunde gelegte Verbrauchsmenge. 
Lässt der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen keinen 
Wassermesser einbauen, wird die aus diesen Anlagen zugeführte 
Wassermenge auf 40 cbm/Jahr je Einwohner festgesetzt. 
Hat ein Wassermesser nicht richtig oder gar nicht angezeigt, so wird die 
Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des 
Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des 
Gebührenpflichtigen geschätzt. 

 Bei landwirtschaftlichen Betrieben wird für das häusliche Abwasser eine 
Abwassermenge von 40 cbm/Jahr je Einwohner zu Grunde gelegt. 

  
(3) Von dem Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen: 
 a) Wassermengen bis 8 cbm monatlich, sofern es sich um Wasser für laufend 

wiederkehrende Verwendungszwecke handelt, 
 b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
 c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 
 d) das für Schwimmbecken verwendete Wasser, 
 e) das zur Sprengung von Gartenflächen verendete Wasser, soweit die 

Sprengfläche 500 qm nicht übersteigt. 
 Das zum Sprengen von gärtnerischen Betrieben verwendete und nicht durch 

Wassermesser nachgewiesene Wasser ist nur insoweit zu berücksichtigen, dass 
im Halbjahr April bis September mindestens monatlich der 6. Teil der 
gebührenpflichtigen Abwassermenge des Halbjahres von Oktober bis März 
verbleibt. Der Gebührenpflichtige muss, um in den Genuss dieser Vergünstigung 
zu gelangen, beantragen, dass die Gemeinde in der Zeit vom 01. April bis 30. 
September Ablesungen vornimmt. 

  
(4) Einwohner ist, wer in der Gemeinde mit Haupt- oder Nebenwohnung gemeldet 

ist oder sich nach melderechtlichen Vorschriften anzumelden hätte. Für 
Gewerbebetriebe werden bei der Ermittlung der Einwohnerzahl zusätzlich je 
zwei Beschäftigte als ein Einwohner berücksichtigt. 

  
(5) Die Zusatzgebühr beträgt je cbm 3,50 €. 
  
(6) Wird in die Abwasseranlage stark verschmutztes Abwasser eingeleitet und 

biologisch gereinigt, so werden zu dem Gebührensatz nach Absatz 5 Zuschläge 
erhoben, und zwar bei einer Verschmutzung des Abwassers, gemessen am  
biochemischem Sauerstoffbedarf in 5 Tagen 

 

 von 360 bis  500 mg/l =   10 v. H.  
 von 501 bis  750 mg/l = 30 v. H.  
 von 751 bis  1000 mg/l = 60 v. H.  
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 von 1001 bis  1250 mg/l = 90 v. H.  
 von 1251 bis  1500 mg/l = 120 v. H.  
 von 1501 bis  1750 mg/l = 150 v. H.  
 von 1751 bis  2000 mg/l = 180 v. H.  
 von mehr als  2000 mg/l = 220 v. H.  
      
 Der Verschmutzungsgrad wird von der Gemeinde festgesetzt. Der 

Gebührenpflichtige kann einen Nachweis des Verschmutzungsgrades durch ein 
amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten des Gutachtens trägt der 
Gebührenpflichtige. Sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung 
kommt, trägt die Gemeinde die Kosten. 

  
(7) Die Entleerung der Hauskläranlagen und abflusslosen Sammelgruben unterliegt 

nicht der Gebührenpflicht. Dafür wird die Erstattung des tatsächlichen 
Kostenaufwandes verlangt.  

 
 

§ 14 
Erhebungszeitraum 

  
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
  
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen 

erhoben wird (§13 Abs. 2) und die Ableseperiode nicht mit dem 
Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) übereinstimmt, ist der Wasserverbrauch dem 
Erhebungszeitraum entsprechend dem anteiligen Verbrauch je Tag aus den 
verschiedenen Ableseperioden zuzuordnen. 

  
§ 15 

Gebührenpflicht 
  
(1) Die Gebührenpflicht besteht, sobald das Grundstück an die zentralen 

öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen angeschlossen ist und den 
zentralen Abwassereinrichtungen von dem Grundstück Abwasser zugeführt 
wird. 

  
§ 16 

Entstehung des Gebührenanspruchs 
  
(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme. Die Abrechnung 

entstandener Ansprüche erfolgt jährlich (§ 14); vierteljährlich werden 
Vorauszahlungen für schon entstandene Teilansprüche erhoben (§ 17). 

  
(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch 

damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind 
der bisherige und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner. 

  
§ 17 

Vorausleistungen 
  
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde 

Vorausleistungen auf die Gebühren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach 
der Gebührenschuld des Vorjahres oder dem voraussichtlichen Entgelt für das 
laufende Jahr. 
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(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Absatz 1 Satz 
2 am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. erhoben. 

  
§ 18 

Gebührenschuldner 
  
(1) Gebührenschuldner sind die Grundstückseigentümer und dinglich 

Nutzungsberechtigten, bei Wohnungs- und Teileigentum die Wohnungs- und 
Teileigentümer. 

 
(2) Mehrere Eigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 

sind Gesamtschuldner. Das gilt auch für die Wohnungs- und Teileigentümer in 
einer Eigentümergemeinschaft hinsichtlich der auf ihr gemeinschaftliches 
Grundstück entfallenden Gebühren. 

  
§ 19 

Fälligkeit 
  
Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach 
der Bekanntgabe des Bescheides fällig; § 16 Abs. 2 bleibt unberührt. 
  
  
IV. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
  

§ 20 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
Die Abgabepflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die 
Festsetzung und der Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. 
Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom 
Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 
Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben 
beeinflussen (z. B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder 
Abwassermessvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der 
Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche 
Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde 
dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um 
Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; 
die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  

 
§ 21 

Datenschutz 
 

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im 
Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der 
erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus 
der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch der 
Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuch, den Unterlagen 
der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Gemeinde 
zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach 
dieser Satzung weiterverarbeiten. 
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(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche  Wasserversorgung selbst betreibt , ist sie 
berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und 
anfallenden personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und 
Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung 
zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten 

bedient oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen 
Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der 
Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung 
erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und 
Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten 
zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

 
(4)  Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der 

Abgabenpflichtigen und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein 
Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach 
dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Abgabensatzung tritt rückwirkend zum 01. Juli 2010 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für 

die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Hadenfeld (Beitrags- und 
Gebührensatzung) vom 01. Juli 1990, geändert mit I. Nachtragssatzung vom 01. 
Januar 1994, II. Nachtragssatzung vom 01. Januar 1999, III. Nachtragssatzung 
vom 01. Januar 2001, IV. Nachtragssatzung vom 01. Januar 2007 und V. 
Nachtragssatzung vom 01. Januar 2009 außer Kraft. 

  
(3) Soweit Abgabenansprüche vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden 

sind, gelten die dafür maßgebenden Regelungen. 
  
(4) Soweit Beitragsansprüche vor der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung 

aber nach dem Inkrafttreten oder vorgesehenen Inkrafttreten der Satzung nach 
Abs. 2 entstanden sind, werden die Beitragspflichtigen nicht ungünstiger gestellt 
als nach der bisherigen Satzung. 

 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt: 
 
Hadenfeld, den 01. Juli 2010 
 
 
gez. Strauch 
Bürgermeister 
 


